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Die Bedenken zur Bodeninanspruchnahme aus archäologischer Sicht werden 
zur Kenntnis genommen.  
Unter Beachtung der hinweislich formulierten Anforderungen (insbesondere: 
Meldepflicht, Fundstellendokumentation) kann jedoch eine denkmalpflegerisch 
verträgliche Wohngebietsentwicklung durchgeführt werden.  
 
Eine Modifikation der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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Mit den Vertretern der Stadtwerke wurden intensive Gespräche bezüglich einer 
nachhaltigen und klimagerechten Energieversorgung der Wohnbauflächen 
geführt. Einvernehmlich wurde eine Nahwärmeversorgung mit der Abwärme der 
Georgsmarienhütte vereinbart. Dafür können nördlich bereits vorhandene 
Versorgungleitungen genutzt und ein großflächiges Nahwärmenetz errichtet 
werden. Seitens der Stadt wird als Basis einer wirtschaftlichen Versorgung ein 
Anschluss- und Benutzungszwang per Satzung erlassen. Die Umsetzung dieser 
Verpflichtung erübrigt einen Ausschluss weiterer Energieversorgungs-
möglichkeiten, welche allenfalls in sehr geringem Umfang zu erwarten sind.  
Der Hinweis auf das Emissionsverhalten von Wärmepumpen wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Es ist nicht beabsichtigt, ein Verbot fossiler Brennstoffe festzusetzen. Dies wird 
im Hinblick auf den Anschluss- und Benutzungszwang an das Nahwärmenetz 
nicht für erforderlich erachtet. 
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Die Anmerkung zur Geschwindigkeitsregelung wird zur Kenntnis genommen. 
Entsprechende Festlegungen sollen im Zuge der weiteren Realisierung 
abgestimmt und umgesetzt werden.  
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Zu Regional- und Bauleitplanung: 
Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Untere Denkmalschutzbehörde: 
Die Anmerkungen und Hinweise zum Brandschutz werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Zu Vorbeugender Brandschutz: 
Die Anmerkungen und Hinweise zum Brandschutz werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Zu Landwirtschaftlicher Immissionsschutz: 
Eine termingerechte Betriebsaufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung innerhalb 
des östlichen Geltungsbereichsteiles wird vertraglich vereinbart. Das Erfordernis 
einer Anzeige zur Einstellung der Tierhaltung wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Zu Untere Naturschutzbehörde: 
Die textliche Festsetzung Nr. 6.4 regelt explizit, dass mit Ausnahme der 
erforderlichen Erschließungsanlagen die gesamten Vorgärten als 
Vegetationsflächen anzulegen sind. Der angesprochene „Kiesgarten“ stellt keine 
Vegetationsfläche dar. Da dieser Sachverhalt aus Sicht der UNB offensichtlich 
nicht eindeutig genug festgesetzt ist, soll die Festsetzung hinter dem Begriff 
„Vegetationsfläche“ klarstellend um den Wortlaut: (keine Steingärten) ergänzt 
werden.  
Eine entsprechende Ergänzung erfolgt auch in der Planbegründung. Damit kann 
die Eingriffsbewertung unverändert erhalten bleiben. 
Entsprechend der Anregung soll auch bei einem Einsatz regenerativer Energien 
auf eine Dachbegrünung nicht verzichtet werden, da aktuelle Erkenntnisse eine 
Kombination beider Dachgestaltungen als möglich und tlw. vorteilhaft belegen. 
Deshalb sollen beide Planungsziele (durch Streichung der Ausnahme in den 
Festsetzungen) durchgängig verfolgt werden. Bei kleinen Flächen von 
Nebenanlagen und Garagen soll jedoch weiterhin auf eine Verpflichtung der 
Grundstückseigentümer zu Begrünungen verzichtet werden (um nicht insgesamt 
zu aufwändige Verpflichtungen zu bewirken), sofern die Dächer der 
Hauptgebäude bereits einer Begrünungspflicht unterliegen. Einer freiwilligen 
Dachbegrünung stehen keine Vorbehalte entgegen. 
Gerade die für Hauptgebäude erforderlichen Dachbegrünungen stellen einen 
wirksamen Beitrag zur Nachhaltigkeit des neuen Baugebietes unter den 
Begrifflichkeiten der Eingriffsverringerung /- minimierung dar. Auch der Einsatz 
von Nahwärme aus der Abwärme der Georgsmarienhütte, welcher mit den 
Stadtwerken vereinbart ist und durch einen satzungsmäßigen Anschluss- und 
Benutzungszwang der Stadt flankiert wird, trägt zu einer deutlichen Verringerung 
/ Vermeidung von CO2-Ausstößen bei. Die Gestaltung der öffentlichen Fußwege 
mit wassergebundenen Materialien wurde erwogen; deren Umsetzung wird 
angesichts der teilweise deutlichen Geländeneigungen jedoch kritisch gesehen. 
Vor diesem Hintergrund sollen keine Verpflichtungen für die privaten 
Grundstückseigentümer erfolgen. Als Vermeidungsmaßnahme ist auch der 
reduzierte Niederschlagswasserabfluss zu werten, der durch Rückhaltevolumina, 
die bei den neuen Retentionsräumen geschaffen werden (welche deutlich über 
den allgemeinen Anforderungen liegen) entsteht und in den nachfolgenden 
Vorflutern deutliche Stoßbelastungen durch Regenereignisse ausschließt.  
Weitere Vermeidungsmaßnahmen werden unter gleichzeitiger Würdigung von 
ökonomischen Aspekten an dieser Stelle nicht für erforderlich erachtet.  
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die bereits erstellte Konzeption regelt umfassend die Anforderungen an die 
Ableitung und Rückhaltung von Niederschlägen. Diese wird dem Landkreis zur 
Verfügung gestellt.  
 
Die Konzeption wurde in der Zwischenzeit mit UWB abgestimmt. 
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